
 
Änderungsantrag zu V/0187/2026  

Maßnahmen gegen illegale Müllentsorgungen/Müllablagerungen im Stadtgebiet 
Münster 

 Der Beschlussvorschlag wird wie folgt geändert:  

Streiche: 

1. Der Hauptausschuss beauftragt die Verwaltung, die in der Begründung Ziffer 1.-8. 
benannten Einzelmaßnahmen konsequent weiterzuentwickeln.  

2. Die Bezirksvertretungen werden bei lokalen Maßnahmen rechtzeitig 
eingebunden. Auf Hinweise der Bezirke wird mit Schwerpunktaktionen reagiert.  
3. Im Übrigen wird der Bericht der Verwaltung zur Kenntnis genommen.  
4. Die Anträge A-R/0046/2024, A-N/0020/2024 und die Anregungen 
ABV/0002/2025, AnS/0004/2026 sind damit erledigt  

 

Neu:  

1. Um schneller effektive Maßnahmen gegen illegale Müllablagerungen auf 
privaten und öffentlichen Grundstücken zu entwickeln, richtet die 
Stadtverwaltung eine „Task-Force Müll“ zunächst für die Stadtteile Coerde, 
Kinderhaus und Berg Fidel ein. 

Hierbei werden die Stakeholder der AWM, die zuständigen Ämter 
(insbesondere Ordnungsamt und Amt für Grünflächen, Umwelt und 
Nachhaltigkeit), Vertreter der Wohnungsgesellschaften, Sprecher der 
Fraktionen im AUKB sowie die Bezirksvertretungen einbezogen.  

Als Pilotgebiet wird das Wohnquartier der sog. „Schleife“ in Kinderhaus in 
Angriff genommen. 

2. Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, sich beim Städtetag NRW und bei 
der Landesregierung dafür einzusetzen, dass die Gebühren für 
Ordnungswidrigkeiten rund um den Tatbestand „Vermüllung“ deutlich erhöht 
werden. Unabhängig davon wird der bestehende Gebührenrahmen des 
Landes NRW zukünftig von der Stadt Münster voll ausgeschöpft. 
 

3. Der Rat regt gegenüber dem Oberbürgermeister an, dass die AWM im 
Personalbestand das Thema „Mülldetektive“ aufgreifen. Dazu werden die 
zwei bis 2027 befristeten Stellen der Biomüll-Kontrolle sofort und dauerhaft 
für eine gezielte AWM-Mülldetektiv-Stelle an ausgewiesenen Hotspots 
umgeschichtet. 

Nicht abgestimmter Antrag 
im BA-AWM am 30.04.2026 und 
im AUKB am 05.05.2026



 
4.  Im Zuständigkeitsbereich des Ordnungsamtes wird beim Kommunalen 

Ordnungsdienst (KOD) ein Arbeitsschwerpunkt bei der Überwachung des 
öffentlichen Raumes hinsichtlich illegaler Müllentsorgung sowie der Graffiti- 
und Aufkleberbeseitigung gebildet. Eine Umwidmung von anderen Stellen 
des Ordnungsamtes (z.B. in der Parkraumüberwachung) wird in diesem 
Zusammenhang geprüft. 

5.  Im Bereich Josef-Beckmann-Straße sowie am Anfang der Straße 
Brüningheide wird an den bekannten illegalen Müllabladeplätzen eine 
temporäre mobile Videoüberwachung installiert. Finanzielle Mittel werden 
hierfür aus dem freien Budget des Ordnungsdezernates entnommen. 

6. Münster spricht eine 48h-“Dreck-weg“-Garantie („Utrechter Modell“) aus 
und bildet hierfür schnelle Sonderreinigungsteams. Illegal in den 
öffentlichen Bereich hineinreichender Müll auf Privatgrundstücken wird als 
Ordnungswidrigkeit behandelt; die Notwendigkeit einer Nachverfolgung wird 
geprüft. 

7. Um die dargelegten Ausführungen zum Mängelmelder besser bewerten zu 
können, legt die Verwaltung zur ersten Sitzungskette nach der Sommerpause 
drei Angebote für eine eigenständige Mängelmelder-App den zuständigen 
Ausschüssen vor. 

8. Die Verwaltung berichtet in einem Zwischenbericht (Stichtag 30.09.2026) 
über den Bearbeitungsstand der Vorlagen A-R/0046/2024 (Sperrmüll-
Ausstattungsplan) und AnS/0004/2026 (Präventivmaßnahmen). Bis dahin 
bleiben diese Agendapunkte offen. 
 

Begründung:  

Aus der Bevölkerung resultiert ein erheblicher Handlungsdruck. Der Änderungsantrag 
fasst mehrere Vorschläge der Politik zusammen, um die Effektivität der Müllbekämpfung 
und die Durchsetzung von Recht und Ordnung in diesem Bereich zu verbessern. Die 
Bemühungen der Abfallwirtschaftsbetriebe, den illegalen Müll trotzdem zu entsorgen, 
würdigen wir mit diesem Änderungsantrag ausdrücklich, ebenso den Vorschlag einer 
temporären Umwidmung von zwei Stellen aus diesem Bereich.  

Die in den Beschlusspunkten des Änderungsantrages vorgeschlagenen Maßnahmen 
sind personell und finanziell umsetzbar. Sie sind ein schnell und kostengünstig 
umsetzbarer Vorschlag, um endlich Verbesserungen auf diesem Gebiet zu erreichen 
und den Bürgern zu zeigen, dass ihre Anliegen und berechtigten Sorgen ernst genommen 
werden.  

Gez.  

Babette Lichtenstein van Lengerich und Fraktion 
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